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Die Ausnützungsziffer 

1. Definition der Ausnützungsziffer 

Die Ausnützungsziffer (a) ist die Verhältniszahl zwischen 
der anrechenbaren Bruttogeschossfläche der Gebäude 
und der anrechenbaren Landfiäche. 

Ausnützungsziffer a = anrechenbare Bruttogeschossfläche 
anrechenbare Landfläche 

1.1. Ermittlung der anrechenbaren Bruttogeschossfläche 
Als anrechenbare Bruttogeschossfläche gilt die Summe 
aller ober- und unterirdischen Geschossflächen ein­
schliesslich der Mauer- und ~~nC!querschnltte. 

Hiervon werden nicht angerechnet: 
alle dem Wohnen und dem Gewerbe nicht dienenden 
oder hierfür nicht verwendbaren Flächen wie z. B. zu 
Wohnungen gehörende Keller-. Estrich- und Trocken­
räume sowie Waschküchen; Heiz-, Kohlen- und Tank­
räume; Maschinenräume für Lift-, Ventilations- und 
Klimaanlagen; Gemelnschafts-Bastelräume in Mehr­
familienhäusern; nicht gewerblichen Zwecken dienende 
Einstellräume für Motorfahrzeuge, Velos, Kinderwagen 
usw.; Korridore. Treppen und Lifte, die ausschllesslich 
nicht anrechenbare Räume erschllessen; offene Erd­
geschosshallen; überdeckte offene Dachterrassen; 
offene ein- und vorspringende Balkone, sofern sie nicht 
ats Laubengänge dienen. 

1.2. Ermittlung der anrechenbaren Landfläche 
Die anrechenbare Landfiäche ist die Fläche der. von der 
Baueingabe erfassten. baulich noch nicht ausgenützten 
Grundstücke oder GrundstückteIle der Bauzone. 

Hiervon werden nicht angerechnet: 
die für die Erschliessung notwendige Fahrbahn-. Zu, 
fahrts- und Trottoirfläche; projektierte Verkehrsanfagen. 
für deren Festlegung das gesetzlich vorgesehene Ver­
fahren eingeleitet oder durchgeführt ist; Grünzone bzw. 
Freihaltezone. sofern sie in einem Zonen- oder Quartier­
plan als solche festgelegt ist sowie Wald und Gewässer. 

2. Bemerkungen zur Definition 

Die vorliegende Definition will die Ausnützungsziffer 
einerseits als vergleichendes Planungsmass, anderseits 
als gesetzliche Formulierung vereinheitlichen. Weil die 
Definition der Ausnützungsziller kurz und für einen Ge­
setzestext verwendbar sein muss. kann sie nicht so um­
fassend definiert werden. dass keine Auslegungspro­
bleme mehr entstehen. 
Es soll nur aus zwingenden Gründen von dieser Defini­
tion abgewichen werden. 

3. Die Funktion und Anwendung der AusnützungszIffer 

Die folgenden Ausführungen befassen sich mit der An­
wendung der Ausnützungsziffer in Wohnzonen. 

3.1. Die Ausnützungsziffer erfüllt lediglich eine Hilfs­
funktion. Daneben bedarf es nach wie vor der üblichen 
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baurechtlichen Mittel. Die Ausnützungsziffer kann des­
halb nicht anstelle von Abstandsbestimmungen treten; 
sie darf nur kumulativ mit diesen angewendet werden. 
Demgemäss besteht kein Anspruch auf Erfüllung der 
Ausnützungsziffer. Die maximale Ausnützungsziffer un­
terliegt den Beschränkungen von Geschosszahl und 
Grenzabständen. 

3.2. Je grösser die Parzellenfläche. desto umfang­
reichere Möglichkeiten bieten sich für Lösungen von 
Bebauung!!n. Demgegenüber ergibt sich umgekehrt: je 
kleiner das Grundstück. desto geringer die Differenzie­
rungsmöglichkeiten. 

3.3. Mit der Ausnülzungsziffer allein lässt sich das Mass 
an unüberbauten Grundstückflächen mit ausreichenden 
Grünanlagen nicht bestimmen, weil sie wenig über Ab­
stände, Geschosszahl und Stellung der Baukörper aus­
sagt. Die Ausnützungsziffer bestimmt lediglich die maxi­
mal zulässige Bruttogeschossfiäche; damit ergibt sich 
wohl indirekt das gesamte Bauvolumen. nicht aber des­
sen Gestalt. 

3.4. Nur für den Fussgänger benützbare Flächen wie 
Wege, Fussgängerplätze, über die aus polizeiliChen 
Gründen vorzusehenden Trottoirs hinausgehenden Geh­
steigverbreiterungen, gehören zur anrechenbaren Land­
fläche. DIes gftt auch dann, wenn solche Flächen von 
der Oeffentlichkelt übernommen werden. 

4. Das Ma .. der AusnUtzung 

Das Mass der Ausnützung soll so bestimmt werden. 
dass bei Einhaltung der übrigen Baubeschränkungen, 
wie Abstands- und Geschosszahlbestimmungen, ein an­
gemessener Spielraum für die Lage und Form des Ge­
bäudes innerhalb der Grundstücksgrenzen gewähr­
leistet ist. 

4.1. Wirtschaftliche Gesichtspunkte 
In wirtschaftlicher Sicht beeinflusst das Mass der Aus­
nützung die Bau- und Erschliessungskosten, den Land­
preis und die öffentlichen Aufwendungen. Wenn die Aus­
nützungsziffer zu hoch festgesetzt wird. werden Mehr­
aufwendungen baulicher Art zur Erhaltung des Wohn­
wertes notwendig. Beispielsweise muss der mangelnde 
Freiraum durch grössere Balkone und Dachgärten er­
setzt und die Parkierung vermehrt unterirdisch angeord­
net werden. Wird die Ausnützungsziffer zu tief angesetzt. 
werden die Erschliessungsanlagen (wie Kanalisationen, 
Strassen usw.) meist unwirtschaftlich. 

4.2. Planerische Gesichtspunkte 
Die Steigerung der Ausnützungsziller vermindert. wenn 
sie ein gewisses Mass überschreitet, die Freillächen in 
den Ueberbauungen und zieht deshalb einen erhöhten 
Bedarf für solche Flächen (Kinderspielplätze. Erholungs­
flächen, Freizeitanlagen u. a.) ausserhalb der Ueber­
bauungen nach sich, was in der Regel zu einer erhöh­
ten Belastung der Gemeinden und allenfalls des Kan­
tons führt. 
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Die Einwolmergemeinde Ar lesheim er lässt, gestützt auf 
§ 4 des Baugesetzes von 15. Juni 1967, für das Gebiet 
Hofmatt Q.lartierplanvorschriften, bestehend aus: 

I Quartierplanreglement 
II Q.lartierplan 

Der QJartierplan seinerseits besteht aus den Teil­
plänen 1, 2 um 3: 

- Teilplan 1 "NUTZUNG": 
Baugebietsperirneter mit Bereichsabgrenzungen, Nutzun­
gen, maximale Ueberbauungsflächen, Geschosszahl, Klein­
bauten, verbindliche und flexible Baufluchten, Arkaden­
baufluchten (§ 86, Abs. 5 Baugesetz) , Strassen- um 
Waldbaulinien, Abfallsarrmelstelle, Kanpostieranlagen, 
Sanitätsposten (Zivilschutz). 

Teilplan 2 "GESTAL'lUNG": 
I:achgestaltung der Ge.Qä11d~- und KleinbautenI I:ach­
neigung, Freiflächengestaltun;J mit verbindlichen 
Kinderspielplätzen, GrÜnflächen und Baumpflanzungen. 
Gebäudeprofile. 

- Teilplan 3 "ERSCHLIESSUNG UND PARKIERUNG": 
strassen, Fussweg mit Gehrecht zu Gunsten der 
Oeffentlichkeit, F\J.ss- und Fahrradwege, oberirdische 
Besucherparkplätze, Zufahrten zu unterirdischen 
Pflichtparkplätzen. 

r:aneben dienen die im Anhang zusarrrnengestellten Unter­
lagen ohne Rechtskraft (Plan 1 :500 um t-bdell 1 :500 
"MÖgliche Bebauung", Konzept für unterirdische Pflicht­
parkplätze) als Richtlinien bei der Gestaltung. 

GEL'ruNGSBEREICli 

Die QJartierplanvorschriften gelten für das Areal 
innerhalb des Q.!artierplanperirneters, wie er im Teilplan 
1 durch die schwarz punktierte Linie festgelegt ist. 
Er unfasst sani t folgende Parzellen des Grundbuches 
Arlesheim: 

Nr. 3510 
Nr_ 3511 
Nr. 2620 

15'186 m2 
18'008 m2 

476 m2 

33'670 m2 (zuzügl. Anteil 
========= Mattweg ca. 2'335 m2 
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Val der Parzelle Nr. 3510 sollen im südlichen Teil ca. 
4 I 000 m2 als GrÜnfläche ausgeschieden werden. Die mu­
liche Nut~ dieses Teils wird auf die verbleibende 
Arealfläche übertragen. 

FÜr die vorgeseheoo Sundgauerstrasse wird innerhalb 
der von Kanton festgelegten Baulini~ ein Flächenbereich 
freigehalten. Dieser Bereich darf nicht durch eine für 
die Uebermuung notwerx1ige Einrichtung beansprucht 
werden. Er wird bis zur RealisieruIl] der strasse den 
Be«<lhnern der QJartierplanüberbauung als Spielfläche 
zur Verfügung gestellt. Die bauliche Nutzung dieses 
Bereiches wird auf die verbleibende Arealfläche 
übertragen. Bei der RealisieruIl] der Sundgauerstrasse 
ist der Knotenbereich Mattweg auf eine Länge von je 
ca. 30 m ab Achse Sundgauerstrasse anzupassen. 

1.2. Der Q.Jartierplanperirneter unfasst folgerrle Bereiche: 

1.3. 

2. 

2.1. 

2.1.1. 

Bereich Al + 1\2 

Bereich B1 - B3 

Bereich Cl + C2 

Bereich D1 - D3 

Bereich E1 + E2 

Geschoss-Wohnungen 
3-qeschOssiq + Dachgeschoss 
Geschoss-Wohnungen 
4-qeschossiq 
Maisonnette-Wohnungen 
4-qeschossiq 
Reiheneinfamilienhäuser 
3-qeschossiq 
Nichtstörerrles Gewerbe/Wohnungen 
4-qeschossiq 

Die Bereichsbecp:enzunqen sind im Teilplan 1 generell 
festgehalten. Die Anzahl der Geschosse ist verbindlich. 

ras Mass der Gesamtnutzunq darf maximal 16 I 680 m2 Brutto­
geschossfläche betragen (ca. 50 % der Parzellen 3510 
und 3511). Massgebend für die Berechnung sind die CRL­
Richtlinien. (Blatt 514420, Ziff. 1.1.) 

BESTJ:l.MJNGEN FUER DIE EmZELNEN BEREICHE 

Art urrl Mass der baulichen Nutzung 

Die Bauten der Bereiche A, B, C, D dienen ausschliesslich 
Wohnzwecken. Im Gebäude B1 ist im EG eine Gewerbenutzung 
m5glich. Nutzungs-Einschränkungen für den Bereich B1 
aufgrurrl der Lärmschutzverordnung (LSV) siehe Ziff. 3.2. 

I 

I 
i~ 
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BESCliLUESSE 

Beschluss des Gemeinderates von 3. September 1991 

Beschluss der Gemeirrlekarmission 17. Oktober 1991 

Beschluss der Gemeirrleversamnlung 23. Oktober 1991 

Publikation der Planauflage im Amtsblatt Nr. 49 von 

Der Gemeindeverwalter: 

Von Regierungsrat des Kantons Basel-Larrlschaft genehmigt: 

Beschluss Nr • • ~H~ ..... von ........ ~.~ •• ~~.1!.1~$~ .. 
Publikatial des Regierungsratsbeschlusses im Amtsblatt 

Nr. • • ;r. ~ .... von •• ~ p. /. ! .. 6J. ~ Y' : ............... . 
Der landsChreiber, •• ~~i'~ ................. . 
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\oRAUSSErZtNiEN FUER Dm GENEHMIGUNG DER QJARTIERPLAN­
VORSClIRIFl'EN 

Die Genehmigun; der vorliegenden Quartierplanvorschriften 
durch den Regierungsrat setzt vorauS: 

Deffentliche Beurkund1.ID;J des QJartierplanvertrages. 

Zust:imnung der Gemeindeversamnlung Arlesheim zum 
vorliegenden QJartierplan. 

Der Vollztg der QJartierplanvorschriften, unter Vorbehalt 
des Baubewilligun;sverfahrens, ist Sache des Gemeirrle­
rates. 

Der Gemeirrlerat karm nach Anhören der Baukcmnission 
Ausnahmen ven den Gestalbmgsvorschriften gestatten. 
Der Gemeirrlerat entscheidet endgültig. 

In Al::Mägun; öffentlicher urrl privater Interessen kann 
der Gemeirrlerat nach AnhÖren der Baukannission Ausnahmen 
ven den übrigen QJartierplanvorschriften bewilligen 
sofern die Gnlndkonzeption der QJartierplanung nicht 
berührt wird, technische oder nachbarrechtliche 
Schwierigkeiten eine Ausnahme rechtfertigen oder die 
Al::Meichungen nur vcn geringen Ausmass sind. 

Vorbehalten bleibt das Baubewilligungsverfahren. 

Alle im Widersprudl zu den QJartierplanvorschriften 
stehenden ZOnenvorschriften gelten als aufgehoben. 

Die Quartierplanvorschriften treten mit der Genehmigung 
durch den Regierungsrat in Rechtskraft. 

.... 
I 

I 

2.1.2. 

2.1.3. 

2.1.4. 

2.1.5. 

2.1.6. 

2.1.7. 

2.1.8. 

2.2. 

2.2.1. 
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Im Bereidl E ist eine Durchmischung ven Wolmnutzung 
mit stillen, nichtstörenden Gewerbe, z.B. Büros, Praxen, 
Quartierläden, cafe anzustreben. Nutzungs-Einschränkungen 
aufgrurrl der Lärmschutzverordnung (LSV) siehe Ziff. 3.2. 

Das Nutzunqsmass für die einzelnen Baukörper ist im 
Teilplan 1 festgelegt. Ffu die Ber~g gilt Blatt 
514420, Ziff. 1.1 der ClRL-Richtlinien. 

Die maximalen Bebauunqsflächen der einzelnen BaukÖrper 
sowie der Kleinbauten siIrl im Teilplan 1 festgelegt. 

Im Bereich D1 - D3 darf fÜr jedes Reiheneinfamilienhaus 
ein zusätzlicher, eingeschossiger Kleinbau vcn max. 6 m2, 
(z.B. lblzschopf, Geräteraum, Velounterstarrl) in der 
separat ausgeschiedenen Bebauungsfläche erstellt werden. 
Seine Fläche zählt nicht zur Nutzung. 
In den Bereichen A, B, C sirrl Bebauungsflächen für 
Velounterstärrle vorgesehen, welche nicht zur l'btzung 
zählen. 

In den Bereichen A, B, C urrl E werden Gemeinschaftsräume 
nicht zur Nutzung gerechnet, sofern sie nicht zu Wdm­
oder Gewerbezwecken genutzt werden. 

In allen Bereichen werden nicht zur Nutzung gerechnet: 
- Selbstärrlige Reduits von max. 5 m2 Grundfläche pro 

Wohneinhei t. 
- Wintergärten bis max. 15 m2 pro \'bhneinheit. Diese 

dürfen nicht beheizt werden urrl siro ganz oder weit­
g~end mit Isolier- eder ~schutzglas auszufÜhren. 

. Wände urrl Deffnungen zwischen den Wintergärten urrl 
den dahinter liegenden Innenräumen nüssen gernäss § 16 
Baupolizeivorschriften (BPV) vollisoliert sein. Die 
natürliche BelÜftung urrl Belichtung ist gernäss § 18 
BPV sowohl für die Wintergärten als auch für die 
dahinterliegenden Innenräume sicherzustellen. Eine 
partielle Einfachverglasung der Balkone - im Sinne 
eines Windschutzes - ist IlÖglich. Es dürfen daraus 
j edodl keine geschlossenen Räume entstehen. 

Im Bereich E ist fÜr die Zivilschutzorganisation ein 
Sanitätsposten vorzusehen, der ganäss den "Technischen 
Weisungen fÜr die Schutzanlagen der Organisation urrl 
des Sanitätsdienstes" zu erstellen ist. 

lage urrl Grösse der Bauten 

lage urrl Grösse der BaukÖrper ergeben sich aus den 
folgenden Bestimrnungsgrässen: 

- Verbindliche Bauflucht, flexible Bauflucht urrl maximale 
~bauungsfläche, als BegretlZUIl3" des Grundrisses, 

- Gebäudeprofil, als Begrenzung des Aufrisses, 
- Nutzungsmass, als Begrenzun:r des nach aussen in Er-

scheinung tretenden Volumens. 



2.2.2. 

2.2.3. 

2.2.4. 

2.2.5. 

2.2.6. 
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1. Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne 
von § 86 des Baugesetzes. Die davon betroffene Fassade 
(Bauflucht) muss an diese Linie gebaut werden. 

2. Die verbindlichen Baufluchten sind im Teilplan 1 fest­
gelegt. 

1. Die flexible Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne 
von § 86 des Baugesetzes. Die daVat betroffene Fassade 
(.Bauflucht) kann bis naximal +/- 1,5 m von dieser 
Linie abweichen, muss aber grurrlsätzlich parallel 
zur flexiblen Bauflucht verlaufen. 

2. Die flexible Bauflucht gewährleistet die nötige Flexi­
bilität bei der Detailgestaltung des Grurx1risses. Ins­
besoooere längs des Mattweges muss eine durchgehende 
räumliche Gliederung und strukturierung der strassen­
fassade erfolgen. Die Grurx1rissgestaltung richtet sich 
dabei nach den Richtiinien des Projektes 'M3gliche 
Bebauung" (~ 1). 

3. Die flexiblen Baufluchten sind im Teilplan 1 festge­
legt. 

1. Die Arkadenbauflucht ist eine Baulinie im Sinne von 
§ 86 des Baugesetzes. Sie begrenzt das zurückversetzte 
Erdgeschoss, das an diese Linie gebaut werden nuss. 

2. Die Arkadenbaufluchten siro im Teilplan 1 festgelegt. 

1. Die maximale Ueberbauungsfläche ergibt sich aus der 
Begrenzung durch verbindliche Bauflucht und flexible 
Bauflucht, letztere plus 1,50 m. 

2. Die maximale Ueberbauungsfläche ist im Teilplan 1 
festgelegt • 

1. Ias Gebäudeprofil wird bestimmt durch die Erdgeschoss­
koten (Teilplan 2), die Anzahl Vollgeschosse sowie 
durch Vorschriften über die naximal zulässigen Ge­
schosshooen, die IachfoDll und die Iachneigung. Hin­
sichtlich der Beziehung des Gebäudeprofils zum ge­
stalteten Terrain sind die Erdgeschosskoten massge­
geberrl. Der Gemeinderat kann zur besseren . Einpassung 
in das gewachsene Terrain Abweichungen von max. +/-
0,5 m pro Baukörper gestatten. 

2. Die Vollgeschosszahl ist im Teilplan 1 festgelegt. 
3. Die Iachform und die Iachneigung sind im Teilplan 2 . 

festgelegt. Von der dort angegebenen Iachneigung 
darf naximal 3° abgewichen werden. 

4. Die Vollgeschosse dürfen die nachfolgenden Geschoss­
li5hen, von Cl< FUssboden bis Ci{ Decke gemessen, nicht 
überschreiten: 
Normales Vollgeschoss : 2,80 m 
Oberstes Vollgeschoss 
(nur bei Pultdach): 3,80 m 
Iachgeschoss (Bereich A) Kniestock max. 1,00 m 

,~ 
I 

I 

~ 
I 
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4. REALISIERUNG UND ErAPPEN DER CUARTIERPLANUEBERIWJUNG 

4. 1 • QJart:ierplanvertrag 

4.2. 

4.2.1. 

4.2.2. 

4.2.3. 

4.3. 

4.3.1. 

4.3.2. 

Die Grundeigentümer haben alle fÜr die Realisierung 
und die" quartierplangemässe Funktionsfähigkeit der 
Ueberbauung erforder lichen verträge abzuschliessen. 

Insbesorrlere sind zu regeln: 
- Baustellenerschliessung inkl. Vorfinanzierung 

Schalampyweg 
- Durchleitungsrechte 
- Geh- und Fahrrechte fÜr die Rampen, unterirdische 

Zufahrten zu den Einstellhallen, oberirdische Wege 
und Abstellplätze (ink!. Erstellung, Unterhalt, 
Haftung) 

- M.ltation der Grundstücksgrenzen 
- Näher- um GrenzbcwreGhte 
- Erstellung und Recht zur Benützung (inkl. Unterhalt, 

Betrieb, Haftung) ganeinsamer Anlagen und Freiflächen, 
wie z.B. Einstellhallen, Spielplätze, Kbmpostierplatz. 

Etappen 

Fblgende Teilbereiche bilden jeweils eine gesamthaft 
zu erstellende Bauetappe: 
Etappe I: Al, A2, D1 
Etappe II: Bl, Cl, 02 
Etappe IrI: B2 , C2, B3, D3 
Etappe IV: El, E2 (auf teilbar) 
Der Baukörper E1 kann auch zur Etappe I, der Baukörper 
E2 zur Etappe Ir geschlagen werden. Die Reihenfolge 
der Erstellung der einzelnen Etappen ist frei. 

Bei etappenweiser Bebauung kann der Gemeinderat die 
provisorische cder spätere Erstellung von Erschlies­
sungsanlagen bewilligen. 

Die Baumallee am Mattweg kann etappenweise mit den 
Wohnbauten erstellt werden. 

Nachträgliche Parzellierung 

Eine nachträgliche Parzellierung ist möglich. 

Die QJartierplanvorschriften sind bei allen 
betroffenen Parzellen im ~ch anzumerken. 
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3.1. 

3.2. 

3.2.1. 

3.2.2. 

3.2.3. 

3.3. 

3.3.1. 

3.3.2. 
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Empfindlichkeitsstufe 

Gemäss Art. 43 cer eidgenössischen Lärinschutzverordnung 
(LSVI .VGll 15. Dezember 1986 wird der QJartierplanperi­
meter cer Bnpfindlichkeitsstufe II (Wohnzone) zugeordnet. 

Nutzungs-Einschränkungen 

Die I.ärmschutzmassnahmen tasieren auf cer Annahme einer 
Realisierun;J der projektierten SUndgauerstrasse. 

Bei einer \\eSentlichen J\eOOerung der Ausgangslage sind 
die Lärmschutzmassnahmen neu zu überprüfen. 

nn Falle von Gewerbenutzung gemäss Ziff. 2.1.2. sind 
die Anforderungen an die Aussenbauteile durch geeignete 
bauliche Massnahmen zu erfüllen (Art. 32 LSV) und bei 
Baueingal:e in einem Gltachten nachzuweisen. 

nn Falle von ~utzung sind durch entsprechende 
bauliche Massnahrnen (z.B. GrurXlrissanordnung) die 
Anforderungen gemäss Art. 30 LSV zu erfüllen und bei 
Baueingabe in einem Gltachten nachzuweisen. 

Als lärmexponierte Fassaden gelten: 
- Bereich E1 Nord- West- Ost-Fassade 
- Bereich E2 SÜd- West- Ost-Fassade 
- Bereich B1 Ostfassade bis 45 m nördlich der Achse 

der SUrrlgauerstrasse 
Die lärmexponierten Fassaden sind im Teilplan 1 ''Nutzung'' 
dargestellt. 

Erdwälle 

Bei Erstellung der SUrrlgauerstrasse sind als I.ärmschutz 
längs der strasse westlich der Bereiche E1 um E2 
Erdwälle mit folgenden minimalen Koten der Kronen 
auszuführen. 

- Nordseite der SUrrlgauerstrasse 
- südseite der SUndgauerstrasse 

300.00 m.ü.M. 
301.00 m.ü.M. 

Die Lage um Geanetrie der Erdwälle ist im Teilplan 2 
"GestaltlID] + Profile" festgelegt. Die wälle müssen 
erst bei Inbetriel:xlahme der Surrlgauerstrasse erstellt 
sein, sirrl aber im Baugesuch bereits zu berücksichti­
gen. 

I 
( 

j 
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1 

2.3. 

2.3.1. 

2.3.2. 

2.3.3. 

2.3.4. 

2.3.5. 

2.3.6. 

2.3.7. 

2.3.8. 
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5. nn Bereich E darf fÜr gewerbliche Nutzung die Ge­
schosshÖhe im EX; 4,0 m, in den Obergeschossen 3,0 m 
betragen. 

6. In Räumen zu dauerrrlem Aufenthalt IlUSS die Raum­
hÖhe im Lichte mindestens 2,40 m betragen. Unter 
Dachschrägen sind Unterschreitungen gemäss § 19 BIN 
(5. Dez. 1978) zulässig. 

Gestalb:mg der Bauten 

Dachform urrl Dachneiqunq sind im Teilplan 2 festgelegt. 

Die Pultdächer der Wohnbauten sowie die Flachdächer 
der Gewerbebauten kÖnnen begrünt werden; ~leternit­
Eindeckungen sirrl nicht zulässig. Die Satteldächer der 
\'k:>hnbauten A1 um A2 sind mit Tonziegeln einzudecken. 

Dachaufbauten sirrl nur für Liftüberfahrten (ohne r-btoren­
raum) erlaubt. 

Die Kleinbauten sind einheitlich zu gestalten. Eine 
durchgehende UeberdachlID] in VerbindlID] mit Sitzplätzen 
ist im Bereich 01 - 03 niiglich. Als Planungsrichtlinie 
dient das Projekt "MÖgliche Bebauung" (Anh.an; 1). 

Der Ausbau der ~gen in den Teilbereichen A1, A2, 
B1, B2, B3 muss mindestens einen genügenden Wohnwert 
im Sinne der Richtlinien des \'bhnbau- und Eigentumförde­
rungsgesetzes des Bundes (WEXi) aufweisen. Bei diesen 
\'k:>hnbauten ist den Bedürfnissen der Behinderten Reclmung 
zu tragen. 

Bei der Materialwahl ist der cekologische Aspekt zu 
berücksichtigen. ZU vmwen:ien sirrl langlebige Mate­
rialien, die in der Iiarstellung nicht energieintensiv 
sind, bei der AnwendlID] um BenützlID] keine Schadstoffe 
abgeben und in den natürlichen Stoffwechselkreislauf 
rückführbar sind. 

Kubische Erscheinung, Gestaltung, Material und. Farbgebung 
aller Bauten sirrl aufeinander abzustinmen. Sie sir.d 
im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens vati Gemeinderat 
zu genehmigen. 

leuchtreklamen sind nicht zulässig. 
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Freiflächen 

Im Bereich cEr oordsüdlich verlaufenden FUssgängerachse 
sind Kinderspielplätze durch die Grundeigentümer zu er­
stellen urrl zu unterhalten. 

Der unÜberbaute Grünstreifen zwischen Siedllm] und 
Waldböschlm] soll z.B. als MagerwieSe, Biotop, Weide­
platz, Spielwiese oder Kulturlarrl (Pflanzgärten) der 
Bewdmer vorgesehen werden. Der als Griinfläche ausge­
schiedene südliche Teil der Parzelle Nr. 3510 wird für 
eine mit der W::>hnÜberbaUlmJ verträgliche, larrlwirt­
schaftliche Nutzlm] verwendet. Als Richtlinie dient 
der Anhang 1 ''M5gliche Bebauung". Der Ulterhalt dieser 
Flächen obliegt den Eigentümern. 

Die BaUlJ}Pflanzungen gemäss Teilplan 2 sirxl verbirxllich. 
Die zusätzlichen Baumpflanzungen ganäss Arlharq 1 "M5g­
liche Bebaulm]" gelten als Richtlinie. 
Mit jeder Bauetappe ist ein verbindlicher Ungebunqsplan 
mit e!rigetragenen Spielplihen und Bepflanzung als 
BestaOOteil des Baugesuchs einzureichen. Als Planungs­
grundlagen sirxl cEr Teilplan 2 und das Projekt ''M5gliche 
Bebauung" (Arlharq 1) zu beachten. 

Bei Erstellung der Sundgauerstrasse sind Etdwälle gemäss 
Ziff. 3.3. des Reglementes vorzusehen. 

Erschliessung, Ver- und Entsorgung 

Das Strassen- und Wegnetz ist im Teilplan 3 festgelegt 
und wie folgt zu gestalten: 

1. Die Verlängerung des Matbleges bis und mit Kehrplatz 
ist als stichstrasse inkl. Beleuchtung, Entwässerung 
und Werkleitung nach den Richtlinien cEr Gemeinde 
durch die Grundeigentümer zu erstellen urrl entschä­
digungslos an die Gemeirxle abzutreten. 
Es sind verkehrsberuhigende Massnahmen vorzusehen. 

2. Der bestehende Teil des Matbleges innerhalb des 
Quartierplanperimeters ist in gleicher Weise durch 
die Gemeirxle unzugestalten. 

3. Der Fussweg mit Gehrecht zu Gunsten der Oeffentlich"­
keit (im Teilplan 3 als p.mktierte Fläche dargestellt) 
wird durch die Grundeigentümer in Absprache mit der 
Gemeirxle erstellt. Die Erstellung richtet sich nach 
den entsprecherxlen Bauetappen. Der unterhalt erfolgt 
durch die Gemeinde. 

4. Privablege mit Zubringerfunktion (Kehricht, r.6be1-, 
Krankentransporte, Feuerwehr) sirxl mirxlestens 3 m 
breit urrl mit entsprechendem Ulterbau zu erstellen. 

1/1, 
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2.5.3. 
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1. Es ist, in enger Zusanmenarbeit mit der Gemeirxle 
und dem Amt für UnweItschutz und Energie, eine unweIt­
freundliche, energiesparende Heizung zu realisieren. 
Vor der ersten Baueingabe nuss fÜr das ganze Gebiet 
eine Energiestudie erarbeitet werden. 

2. Sonnenkollektoren sirxl erlaubt. Sie sollen sich 
baulich gut integrieren. 

Für den "Anschluss an die öffentliche Gemeinschafts­
Antennenanlage gelten die Bestinmungen des Antennen­
Reglements der Gemeirxle Arlesheim • 

Die öffentliche Sammelstelle wird durch die Gemeirxle 
erstellt. Die rage ist im Teilplan 1 ersichtlich. 

Die im Teilplan 1 angegebenen Cbntainersamnelplätze 
sind unauffällig in die UngeWngsgestaltung einzube­
ziehen. Sie sind bewilligungspflichtig. 

Die . inl TeilpJ,an 1 eingetragengIl Kgnoostierunqsanlaqen 
sirxl nach den Weisungen des Gemeirxlerates zu betreiben. 

Entsorgungsbauten wie Schuppen, Ueberdeckungen etc. 
werden nicht zur Nutzlm] gerechnet. Sie sirxl bewilli­
gungspflichtig. 

2.6. Parkierungs-Anlagen 

2.6.1. 

2.6.2. 

2.6.3. 

1. Die Anzahl der Pflichtparkplätze wird gemäss den 
Richtlinien des Kantons Basel-I.arxlschaft zur Bestim­
mung des Parkplatzbedarfs der Baudirektion vorge­
schrieben. Sie werden unterirdisch erstellt. Thre 
Erschliessung erfolgt über Rampen von Mattweg aus. 
Die rage der Rampen ist im Teilplan 3 angegeben. 

2. Die Besucherparkplätze der ~uten sirxl cberir­
disch, entlarq des Mattweges anzuordnen. Sie sirxl 
im Teilplan 3 angegeben. 

3. Die Pflicht- und Besucherparkplätze können entspre­
cherrl den Ueberbauungsetappen erstellt werden. 

1. Die Ueberdeckung der EinsteIlhallen ist in die 
Freiflächengestaltlm] einzubeziehen. 

2. Dem Aspekt der Sicherheit der Benützer ist Beachtung 
zu schenken. 

Als Richtlinie fÜr die Parkierungs-Anlage dient Anhang 2 
"unterirdische Parkierung". 


